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Freibrieffür die Fraport
StadtOffenbachlehntdievom land vorgesehenen"Lärmschutzbereiche"ab

Von ThomasKirstein

Offenbach. Stadtrat Paul-Ger-
hard Weiß (FDP) muss es immer
wieder verdeutlichen, weil sich
derartiger sprachlicher Wider-
sinn nur schlecht einprägt:
"Lärmschutzbereiche", wie sie
der Gesetzgeber über die Nach-
barschaft des Flughafens legen
will, sind keineswegs Zonen, in
denen Menschen vor Fluglärm
geschützt werden. Es sind viel-
mehr Zonen, in denen die Verur-
sacher von Lärm vor juristischen
Schritten der vom Lärm betroffe-
nen Menschen geschützt sind.

Und dieser "Schutz" hat mas-
sive Folgen für die abgedeckten
Kommunen. Was das von Weiß'
Parteifreund Dieter Pasch geleite-
te hessische Wirtschaftsministe-
rium in seinem "Verordnungs"
entwurf zur Festsetzung des
Lärmschutzbereichs für den Ver-
kehrsflughafen Frankfurt" für Of-
fenbach vorsieht, gilt denn auch
als unzumutbar: Tritt die Verord-
nung mit Inbetriebnahme der
neuen Landebahn Nordwest in
Kraft, kann sich die Stadt bei ih-
rer Entwicklung kaum mehr rüh-
ren. Stadtrat Weiß nannte es
"absurd und bundesweit bei-
spiellos", dass solche Zonen
über eine bestehende Stadt ge-
legt würden.

So wird der Entwurf in einer
offiziellen Stellungnahme abge-
lehnt. Stattdessen fordert Offen-
bach das Ministerium auf, "die
völlig unzumutbaren Belastun-
gen und die dadurch resultieren-
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sein darf, dürfen ohne Ausnah-
megenehmigung keine "lärmsen-
sibien" Einrichtungen wie Schu-
len, Kindergärten, Altenheime
oder Krankenhäuser mehr ge-
baut werden. Das hat Einfluss
auf die Entwicklung vo'n Wohn-
gebieten wie das auf dem ehe-
maligen MAN-Gelände' an der
Senefelderstraße, auf die Hälfte
des Hafens oder Bieber-Nord.
Dort muss sich zudem in den
nächsten sieben Jahren etwas
tun, damit das bestehende Bau-
recht nicht verfällt. Insgesamt
fallen 80 Prozent des Stadtge-
biets unter Restriktionen.

Nach einer überschlägigen Kal-
kulation des städtischen Flugha-
fenberaters Dieter Faulenbach da
Costa kommen zudem auf Stadt
und private Bauherren Kosten
von 280 Millionen Euro zu: Die
müssen für passiven Lärmschutz
in Gebäuden in den gesetzlich
verfügten Zonen investiert wer-
den. Faulenbach nennt das "eine
private und öffentliche Subventi-
on des Fraport-Betriebs". In der
"Nachtschutzzone" im Süden
der Stadt werden hingegen
Lärmschutzfenster in Schlafzim-
mern von Fraportbezahlt - aller-
dings erst nach sechs Jahren.

Was die Offenbacher nun zu-
dem ins Feld führen: Es war ein-
mal vor dem Verwaltungsge-
richtshof in Kassel, dass ihre
Ängste vor den Ausmaßen und
Auswirkungen der "Lärmschutz-
zonen" von Fraport-Vertretern
als "aberwitzig überhöht" und
"aus dem Reich der, Fantasie"
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Offenbach. Stadtrat Paul-Ger-
hard Weiß (FDP) muss es immer
wieder verdeutlichen, weil sich
derartiger sprachlicher Wider-
sinn nur schlecht einprägt:
"Lärmschutzbereiche", wie sie
der Gesetzgeber über die Nach-
barschaft des Flughafens legen
will, sind keineswegs Zonen, in
denen Menschen vor Fluglärm
geschützt werden. Es sind viel-
mehr Zonen, in denen die Verur-
sacher von Lärm vor jy.ristischen
Schritten der vom Lärm betroffe-
nen Menschen geschützt sind.

Und dieser "Schutz" hat mas-
sive Folgen für die abgedeckten
Kommunen. Was das von Weiß'
Parteifreund Dieter Pasch geleite-
te hessische Wirtschaftsministe-
rium in seinem" Verordnungsc
entwurf zur Festsetzung des
Lärmschutzbereich~ für den Ver-
kehrsflughafen Frankfurt" für Of-
fenbach vorsiel;lt,gilt denn auch
als unzumutbar: Tritt die Verord-
nung mit Inbetriebnahme der
neuen Landebahn Nordwest in
Kraft, kann sich die Stadt bei ih-
rer Entwicklung kaum mehr rüh-
ren. Stadtrat Weiß nannte es
"absurd und bundesweit bei-
spiellos", dass solche Zonen
über eine bestehende Stadt ge-
legt würden.

So wird der Entwurf in einer
offiziellen Stellungnahme abg"e-
lehnt. Stattdessen fordert Offen-
bach das Ministerium auf, "die
völlig unzumutbaren Belastun-
gen und die dadurch resultieren-
den Beschränkungen und Aufla-
gen durch aktiven Lärmschutz
deutlich zu reduzieren".

Aktiver Lärmschutz heißt: al-
les technisch Machbare anzuord-
nen, was zu weniger Fluglärm
über der Stadt führt; das sind ge-
änderte Flugrouten und Anflug-
verfahren genauso wie ein ech-
tes Nachtflugverbot. '

Beschränkungen heißt vor al-
lem: In der" Tag-Schutzzone 2"
in der es lauter als 55 Dezibel

sein darf, dürfen ohne Ausnah-
megenehmigung keine "lärmsen-
sibien" Einrichtungen wie Schu-
len, Kindergärten, Altenheime
oder Krankenhäuser mehr ge-
baut werden. Das hat Einfluss
auf die Entwicklung vo'n Wohn-
gebieten wie das auf dem ehe-
maligen MAN-Gelände an der
Senefelderstraße, auf die Hälfte
des Hafens oder Bieber-Nord.
Dort muss sich zudem in den
nächsten sieben Jahren etwas
tun, damit das bestehende Bau-
recht nicht verfällt. Insgesamt
fallen 80 Prozent des Stadtge-
biets unter Restriktionen.

Nach einer überschlägigen Kal-
kulation des städtischen Flugha-
fenberaters Dieter Faulenbach da
Costa kommen zudem auf Stadt
und private Bauherren, Kosten
von 280,Millionen Euro zu: Die
müssen für passiven Lärmschutz
in Gebäuden in den gesetzlich
verfügten Zonen investiert wer-
den. Faulenbach nennt das "eine
private und öffentliche Subventi-
on des Fraport-Betriebs". In der
"Nachtschutzzone" im Süden
der Stadt werden hingegen
Lärmschutzfenster in Schlafzim-
mern von Fraportbezahlt - aller-
dings erst nach sechs Jahren.

Was die Offenbacher nun zu-
dem ins Feld führen: Es war ein-
mal vor dem Verwaltungsge-
richtshof in Kassel, dass ihre
Ängste vor den Ausmaßen und
Auswirkungen der "Lärmschutz-
zonen" von Fraport-Vertretern
als "aberwitzig überhöht" und
"aus dem Reich der, Fantasie"
verhöhnt wurden.' Jetzt, sagt
Stadtrat Weiß, seien genau diese
Prognosen eingetreten.

Andere Prognosen jedoch
nicht, was Berater Faulenbach
zum Anlass nimmt, die Notwen-
digkeit der Offenbach so stark
belastenden Nordwestbahn in
Frage zu stellen (für diese Vari-
ante hatte sich die damalige Lan-
desregierung Koch entschieden,
weil sie am wenigsten Menschen
zusätzlich belaste.) In der Plan-

Die rotenPunkteinnerhalbder "Lärmschutzzonen"markieren,;IärmsensibleEinrichtungen",wie sie künftig
in diesenGebietennichtmehrgebautwerdendürfen.

feststellung wurden laut Faulen-
bach Dringlichkeit und Sofort-
vollzug mit den Verkehrszahlen
d,es Jahres 2010, drohenden Ver-
lusten und "nicht rückhalbaren
Verkehren" begründet. Die ge-
nannten Zahlen seien aber weit
unterschritten worden. Jetzt

stellten erst 2020 zu erwartende
Werte die ,Grundlage für die jet-
zIge Einrichtung von "Schutzzo-
nen" dar - für ihn ein "Freibrief
für die Fraport AG , bis dahin
ungehindert ,ihren Betrieb aus"
weiten zu können". "Insgesamt
wurde der Flughafenausbau mit

einer gravierenden Fehlprognose
begründet' und beschlossen",
sagt Dieter Faulenbach da Costa.

In der städtischen Stellungnah-
'me werden folglich nun auch
"zahlreiche Fehler in den Be-
rechnungs grundlagen" themati-
siert.


